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Gesundheitsprämien-Modell: 
unumkehrbare Weichenstellung 

^HJ und CSU haben sich auf 
der 
sch|i 

Grundlage    der    Be- 
usse des Leipziger Par- 

e'tages auf einen Umstieg 
Us den bisherigen System 

Krankenversicherung 
n 2u einem solidarischen 
esundheitsprämien-Mo- 

7 verständigt. 
.6|   der    Vorstellung    der 

e|tsät2e attestierte die Vor- 
lt2end 

lands 
e der CDU Deutsch- 
Angela   Merkel   dem 

'utschen   Gesundheitswe- 
sen e|nen enormen Reform- 

bedarf. Ohne Reformen wür- 
den entweder die Lohnzu- 

satzkosten weitersteigen und 
Arbeitsplätze abgebaut wer- 
den oder die medizinischen 

Leistungen müssten gekürzt 
werden. „Das ist für die CDU 
nicht akzeptabel", erklärte 
Angela Merkel. Spitzenme- 
dizin müsse auch in Zukunft 
allen Bürgerinnen und Bür- 
gern - unabhängig vom Ein- 
kommen und Alter - zur Ver- 
fügung stehen. Mit dem 
Gesundheitsprämien-Modell 

von CDU und CSU sei es ge- 

lungen, den Teufelskreis von 
steigenden Ausgaben auf der 
einen Seite und schwinden- 
den Einnahmen auf der ande- 
ren Seite zu durchbrechen, 

zeigte sich die CDU-Vorsit- 
zende zufrieden. Der CSU- 
Vorsitzende, Edmund Stoi- 
ber, sprach von einer „Wei- 
chenstellung". Steuer- und 
Gesundheitskonzept der 
Union seien nun verzahnt. 

Kern des Gesundheitsprä- 
mien-Modells ist eine „Ge- • 
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Geundheitsprämien-Modell 

• samt-Gesundheitsprämie", 
die nach heutigem Stand €169 
beträgt. Sie ist ein einheitli- 
cher Betrag, den die Kassen 
für jeden Versicherten unab- 
hängig von dessen Einkom- 
men, Alter, Gesundheit, Ge- 
schlecht oder Familienstand 
erhalten. Diese Prämie ent- 
spricht   den   durchschnittli- 
chen Ausgaben derjeweiligen 

Kassen pro Versicherten. Die 
Gesamt-Gesundheitsprämie 
setzt sich zusammen aus einer 

persönlichen    Gesundheits- 
prämie und einer Arbeitge- 
berprämie.  Die  persönliche 
Gesundheitsprämie wird kas- 
senspezifisch  ermittelt  und 
beträgt für jeden Erwachse- 
nen auf heutiger Basis monat- 
lich €109, maximal jedoch 7% 

des Einkommens. Die Arbeit- 
geberprämie   beträgt   nach 
heutigem   Stand   €60.   Für 
Kinder   solle   keine   eigene 
Gesundheitsprämie       fällig 
werden, unterstrich die CDU- 
Vorsitzende. Ziel sei es, dass 
ihre Mitversicherung von der 
Allgemeinheit getragen und 
aus Steuermitteln finanziert 
werde. Dazu sollederSpitzen- 

steuersatz von 42 auf 39% 
statt wie bisher vorgesehen 
auf   36%   gesenkt  werden. 

Bei   der  Arbeitgeberprä- 

mie werden die bisher dyna- 
mischen Arbeitgeberbeiträge 
auf grundsätzlich 6,5% des 
beitragspflichtigen   Einkom- 
mens   festgeschrieben.   Die 
Arbeitgeberbeiträge bleiben 
damitfester Lohnbestandteil, 
werden aber von der künfti- 
gen  Ausgabendynamik,  die 

sich  aus dem  demographi- 
schen   Wandel   der  Gesell- 
schaft und dem medizinisch- 
technischen   Fortschritt   er- 
gibt, abgekoppelt. Das ver- 
bessert die Anreize für die Ar- 

beitgeber,  Arbeitsplätze  zu 
schaffen.   Der  festgeschrie- 
bene Arbeitgeberanteil und 

die Beiträge der Sozialversi- 
cherungsträger zur Kranken- 
versicherung fließen künftig 
in ein Sondervermögen. Aus 
dem Aufkommen dieser Ar- 
beitgeberanteile   wird    der 
Solidarausgleich   für   Versi- 
cherte, bei denen die persön- 
liche Gesundheitsprämie 7% 
des Einkommens übersteigt, 
innerhalb des Systems der ge- 

setzlichen   Krankenversiche- 
rung   finanziert.   Außerdem 
wird aus ihm die für jeden 
Versicherten gleiche Arbeit- 
geberprämie   gebildet.   Die 
Vorteile des Gesundheitsprä- 

mien-Modells gegenüber der 
sogenannten Bürgerversiche- 
rung.die Rot-Grün vorschlägt 

• Mit dem Modell ist erst- 
mals eine Basis für einen 
neuen sozialen Ausgleich und 

für transparentere Gesund- 
heitskosten geschaffen wor- 
den. Wettbewerb zwi- 
schen den Kassen und Versi- 
cherungen wird ermöglicht- 
• Durch die Festschreibung 
des Arbeitgeberbeitrages au> 
6,5% und die Steuerfinanzie- 

rung der Kinder werden Ar- 
beitskosten in beträchtli- 
chem Umfang und unum- 
kehrbar von den Gesund- 

heitskosten entkoppelt. * 
Durch Wettbewerb und 
Transparenz kann der Ge- 
sundheitssektor erstma|s 

sein Potenzial als Wachs- 
tumsbranche ausnutzen. 

Den Text der Leitsätze 

und den Redetext der 
CDU-Vorsitzenden bei 

der Vorstellung des 
Modells vor der Bun- 
despressekonferenz 
finden Sie in der Doku- 

mentation oder unter 

www.cdunet.de 
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Erklärung 

Erklärung 

Tag des Mauerfalls 2004 

*Uni  Tag  des  Mauerfalls 
04 gaben das Präsidium 

nd   der   Bundesvorstand 
der CDU Deutschlands fol- 

gende Erklärung ab: 
Mit Freude und Stolzden- 

^wirdaran.dassdurchdas 
. üt'ge Engagement vieler 

fachen  in der früheren 
&DR - durch die Unterstüt- 

8 unserer Partner im 
, esten, durch die Hilfe un- 

rer Nachbarn im Osten 
. durch die konsequen- 

h .P°litik der CDU die Ein- 

^ unseres Vaterlandes er- 
lcht werden konnte. Die- 

ser Prozess, der ohne das 

hohe internationale Anse- 
hen von Bundeskanzler Kohl 

undenkbar gewesen wäre, 
begann mit der Öffnung von 

Mauer und Stacheldraht am 
9. November 1989 und fand 
sein Ziel in der Nacht der Ein- 
heit am 3. Oktober 1990. 

Mit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs hat in Europa ein 
neues Zeitalter der Freiheit 
begonnen. Die Völker haben 
die ihnen aufgezwungenen 
totalitären Herrschaftssys- 
teme abgeschüttelt. Mit ih- 
rem Einsatz für Freiheit und 

Gerechtigkeit, Selbstbestim- 
mung, Demokratie und So- 
ziale Marktwirtschaft haben 
die Menschen in den Staaten 
Osteuropas die marxistische 
Theorie und diesozialistische 
Praxis eindrucksvoll wider- 
legt. Die CDU konnte diesen 
politischen Prozess gestal- 
ten, weil sie gegen alle Strö- 
mungen des Zeitgeistes am 
Ziel der nationalen Einheit 
unbeirrbar festgehalten hat. 
Ohne die schnelle Verwirkli- 
chung staatlicher und wirt- 

schaftlicher Einheit wäre es 
nie   gelungen,   Jahrzehnte- 
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Erklärung 

lange Teilung und Spaltung 
zu überwinden. 

Historische 
Chance 

Die Völker Europas haben 

die historische Chance, die 
mit dieser Entwicklung ver- 
knüpft war, erkannt und ge- 
nutzt. Zusammen mit den 
mittel- und osteuropäischen 

Staaten hat Europa zu Beginn 
dieses neuen Jahrhunderts 
die Folgen von Krieg und Tei- 
lung überwunden. Die erwei- 
terte Europäische Union ist 
Garantfür Frieden, politische 
Stabilität und Wohlstand in 
ganz Europa. Gerade wir 
Deutschen, die in dem eu- 
ropäischen Land mit den mei- 
sten Nachbarn leben, profi- 
tieren von diesem histori- 
schen Fortschritt. Als eu- 
ropäische Deutsche und 
deutsche Europäer wissen 
wir: Deutschlands Zukunft 
liegt in einem geeinten Eu- 

ropa. 

Nationale 
Identität 

Wir Deutschen neh- 
men die ganze Geschichte 

Deutschlands an. Wir stel- 
len uns unserer historischen 
Verantwortung dort, wo in 
deutschem Namen schwe- 

res Unrecht begangen wur- 

de. Wir Deutschen wissen 
aber auch um den unendli- 
chen Reichtum unserer Kul- 
tur und unserer Geschichte, 
auf den wir zu Recht stolz 
sein dürfen. 

Ausdruck dieses natio- 
nalen Selbstbewußtseins ist 

der Tag der Deutschen Ein- 
heit. Dieser Tag bringt zum 
Ausdruck, was uns Deut- 
schen gemeinsam ist. Der 

3. Oktober ist ein Tag un- 
serer nationalen Identität. 
Zum Wesen solcher Feier- 
tage mit historischen Bezü- 
gen gehört, dass solche Tage 
unabhängig vom jeweiligen 
Wochentag an dem Kalen- 
dertag begangen werden, 
an dem das geschichtlich 
bedeutsame Ereignis auch 
tatsächlich stattfand. 

Kostbare 
Erinnerungen 

Es offenbart ein unge- 
heures Maß an nationaler 
Würdelosigkeit, dass die 
Bundesregierung ernsthaft 
erwogen hat, das Datum des 
Nationalfeiertages um eines 
geringen ökonomischen 
Vorteils willen zur Disposi- 
tion zu stellen. Der Tag der 

Deutschen Einheit ist eine 
zu kostbare Erinnerung, die 
nicht durch die Geschäftig- 
keit eines normalen Werkta- 
ges überlagert oder gar ver- 
drängt werden darf. Der 3. 

Oktober bündelt wie in ei- 
nem Brennglas die Gemein- 
samkeit unseres kulturellen 
und geschichtlichen Erbes 
und unseres gemeinsamen 

Willens zu Freiheit und Ein- 
heit. Jede Gesellschaft ist 
auf solche Tage der Selbst- 
vergewisserung angewie- 

sen. An solchen Tagen ma* 
chen wir uns immer wieder 
neu bewußt, auf welcher 
Grundlage und mit welchen 
Zielen wir Deutschen unsere 

Gegenwart   gestalten   und 

unsere Zukunft planen. 
Deutschland braucht oh- 

nejede Frage Wachstum,um 

seinen Wohlstand halten und 
die soziale Sicherheit zu- 
kunftsfest machen zu kön- 
nen. Aber es wäre ein folgen' 
schwerer Irrtum, wenn alle 
Lebensvollzüge in Deutsch- 

land einer totalen Ökonom"' 
sierung unterworfen wür' 
den. Einem solchen Men' 
sehen-und Gesellschaftsbild 

erteilt die CDU eine strikte 

Absage. 
Die CDU hält am 3. Ok- 

tober als unserem nati°' 

nalen Feiertag fest. Wen^ 
Deutschland in schwierigen 

Zeitensichanstrengenmus • 

dann gibt es genügend an 
dere Wege, solche Anstren 

gungen zu leisten als <*' 
Preisgabe des 3. Oktober 
Wir sind davon überzeug1, 

dass eine Mehrheit °e 

Deutschen zu dieser An 

strengung bereit ist. 
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Arbeitsmarkt 

Laurenz Meyer: 

Schluss mit der Schönrechnere 

Erklärung zu den Erwerb- 
stätigenzahlen im dritten 
Quartal 

Schon die monatlichen 
Arbeitslosenzahlen der Bun- 
Qesagentur für Arbeit geben 
*e'ne echte Auskunft über 
jj'e tatsächliche Lage am Ar- 
be'tsmarkt.Aberdie Erwerb- 
stätigenzahlen des Statisti- 
nnen Bundesamtes taugen 

Utrecht nicht als Beleg für 
die Wirtschaftsentwicklung. 
n diesen Zahlen überlagern 

d'e400-Eurojobsunddielch- 
AGs die wahre Entwicklung 
atTl Arbeitsmarkt. 

Die bittere Wahrheit ist, 
ass die Zahl der sozialversi- 

Laurenz Meyer 

cherungspflichtigen Vollbe- 
schäftigten Monat für Mo- 
nat weiter zurückgeht. Die 

Folge: Sozialversicherungs- 
systeme und öffentliche 
Haushalte stehen kurz vor 

dem Zusammenbruch. Die- 
ses Desaster am Arbeits- 
markt kann nur durch wirkli- 

che Strukturreformen geän- 
dert werden. Die Bundesre- 
gierung muss endlich den 

Mutunddie Kraftaufbringen 
zu Reformen am Arbeits- 
markt, bei der Besteuerung 
und bei den sozialen Siche- 
rungssystemen. Das von der 
Regierung für die nächsten 
zwei Jahre angekündigte 
Nichtstun zeigt ein hohes 
Maß an Verantwortungslo- 
sigkeit und Herzlosigkeit ge- 
genüber den Menschen in 
Deutschland 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
in Deutschland 
(Beschäftigte in Mio.) 

2000 2001 2002 2003 
elle: Statistisches Bundesamt Deutschland 2004 

8/2004 
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Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

Mehr Arbeit, mehr Bildung, weniger Staat 
Mit einer neuen Wirtschafts- 
politik will die nordrhein- 
westfälische CDU die Re- 
gion zwischen Rhein und 
Ruhr wieder zum dynami- 
schen Wirtschaftszentrum 

Deutschlands und Europas 

machen. 
Daserklärtenjürgen Rütt- 

gers und der wirtschaftspoli- 
tische Sprecher der CDU- 
Landtagsfraktion, Christian 
Weisbrich, bei der Vorstel- 
lung der wirtschaftspoliti- 
schen Leitsätze. „Wir setzen 
auf unternehmerische Initia- 
tive, auf eine qualifizierte 
Arbeitnehmerschaft, auf In- 
novation, Wettbewerb und 
Wachstum und auf Men- 
schen mit Mut zu Verände- 
rungen", erklärte der Vorsit- 
zende des nordrhein-west- 
fälischen Landesverbandes, 
Jürgen Rüttgers. Die seit fast 
40 Jahren regierende Sozial- 
demokratie sei zu einem 
Neuanfang nicht mehr in der 
Lage. Der wirtschaftspoliti- 
sche Sprecher Weisbrich ver- 

wies in diesem Zusammen- 

hang darauf, dass durch die 
rot-grüne Landespolitik in 
Düsseldorf die Verschuldung 

mittlerweile die 100 Milliar- 
den Euro-Grenze überschrit- 
ten habe und die Investiti- 
onsquote des Landes auf his- 
torischen Tiefststand gesun- 

ken sei. Noch nie in 
der Geschichte des 
Landeshabeesmehr 

Arbeitslose und 
mehr Unterneh- 
menspleiten zwi- 
schen Rhein und 
Ruhr gegeben. 

„Noch nie hat ein 
Land Probleme da- 
durch gelöst, dass es 
weniger arbeitet", unterstri- 
chen Jürgen Rüttgers und 
Christian Weisbrich. Deshalb 
müssten Studien und Ausbil- 
dungszeiten verkürzt, fle- 
xiblere Arbeitszeiten ermög- 
licht, Frühverrentungsanrei- 
ze abgeschafft und freiwillige 
Arbeit über das 65. Lebens- 
jahr hinausgefördert werden. 

Darüber hinaus fordert die 
nordrhein-westfälische CDU 
ein transparentes und ver- 
lässliches Arbeitsrecht sowie 
ein flexibles und wettbe- 
werbsgerechtes Tarifrecht. 
Ziel aller Maßnahmen müs- 
se es sein, Arbeitsplätze zu 
erhalten und Arbeitslosen 
Chancen zu eröffnen, auf den 
ersten Arbeitsmarkt zurück- 
zukehren. DievonderCDUin 
Leipzig beschlossene Steu- 
erreform müsse umgesetzt 
werden. Denn das kompli- 
zierte deutsche Steuerrecht 

sei ein schwerwiegender 
Standortnachteil im interna- 

Christian Weisbrich und Jürgen Rüttgers 

tionalen Wettbewerb um Ar- 
beitsplätze und Zukunfts- 
chancen. Der Spitzenkandi- 

dat für die Landtagswahl im 
nächsten Jahr kündigte an, 
dass die CDU im Interesse 

der Finanzierung einer gr0' 
ßen Steuerreform bereit sei- 
unvoreingenommen Subven- 

tionen auf den Prüfstand zü 

stellen. „Wir werden in die 
Zukunft investieren statt im' 
mer neu die Kosten der Vei" 
gangenheit zu bezahlen," s° 
Rüttgers. Deshalb werde d'e 

CDU die Steinkohleförde- 

rung bis 2010 halbieren, d>e 

Förderung des Massenmie*' 
Wohnungsbaus einstelle 

und die Überförderung der 

Windkraft zurückfahren- 

Weisbrich erklärte, dass di« 

CDU die Eigenständig^'1 

und Eigenverantwortung de 

Schulen bei der Personal5 

wähl, der Unterrichtsorgar"' 

sation und der Sachmittelbe 

wirtschaftung stärken wol'e' 
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Aus den Ländern 

Schleswig-Holstein 

Erneuerung mit Verstand 
Gut 100 Tage vor 
der Landtagswahl in 
Schleswig- Holstein 
hat die Nord-CDU in- 
haltliche und perso- 
nelle Weichen für die 

Auseinandersetzung 
^'t der rot-grünen 
Landesregierung ge- 
stellt. 

Mit heftiger Kritik 
an der rot-grünen Lan- 
desregierung hat der 
m't 94 % in seinem Amt be- 
tätigte schleswig-holsteini- 
Sche Landesvorsitzende und 
SPitzenkandidat, Peter Har- 
y Carstensen, seine Partei- 

freunde auf den Wahlkampf 
eingeschworen. „Diese Re- 
8'erung hat keine Visionen 

^ehr, sie ist verbraucht,lust- 
°s und müde", betonte Car- 

ensen auf einem Landes- 
^rteitag der Nord-CDU in 
ravemünde. Die Schulden- 

p0|'tik der Regierung habe 

". en Zug der Hemmungslo- 
Skeit" angenommen.  Da- 
er müssten die Menschen 

h 
üb 

erzeugt werden, dass es 
e|ne Richtungswahl ge- 

.."   Einstimmig beschloss 
le Nord-CDU   ihr 90-seiti- 

P ^ahlprogramm mit dem 
e| »Erneuerung mit Ver- 

b
and" für die Landtagwahl 

d
eschlossen. Im Mittelpunkt 

s "Regierungsprogramms" 

;ela Merkel und Peter Harry Carstensen 

stehen dabei Wachstumsför- 
derung und Bürokratie- 
abbau. Peter Harry Carsten- 
sen erklärte, es sei ein ehrli- 

ches Programmauf denTisch 
gelegt worden. „Wir können 
mit Substanz nach draußen 
gehen." Er kündigte an, in 
zehn Jahren einen ausgegli- 

chenen Landeshaushalt vor- 
legen zu wollen. Die Neuver- 
schuldung soll innerhalb von 
zehn Jahren auf Null ge- 

bracht werden. Der rot-grü- 

nen Landesregierung warf er 
Versagen in allen Politikfel- 
dern vor. Im Bildungsbereich 
akzeptierten die Delegierten 

Carstensens Vorschlag, 650 
Grundschullehrer neu einzu- 
stellen. Als wichtigstes Infra- 
strukturprojekt des Landes 
bezeichnete der Parteitag 
die Autobahn A 20. Der Bau 
sei zu beschleunigen und die 
Elbe bei Glückstadt zu que- 

ren. Zudem forderten 
die Delegierten einen 
Abbau der Umwelt- 
bürokratie. Es müsse 
geändert werden, dass 
es 1.300 Mitarbeiter in 

der Umweltbürokratie 
gebe und nur 1.000 
Kriminalbeamte. 

Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, An- 
gela Merkel, versprach 

dem Landesverband 
Rückenwind aus Berlin und 
kündigte an, selbst im Land- 
tagswahlkampf aufzutreten. 
„Die gesamte Bundespartei 
empfindet Ihren Wahlkampf 
auch als ein Stück unseres 
Wahlkampfes," so die Vorsit- 
zende. DieChancenfüreinen 
Wechsel schätzte Angela 
Merkel hoch ein. Die SPD sei 
nach 17 Jahren müde und 
ausgezehrt. Außerdem ver- 
füge die Nord-CDU mit ih- 
rem Spitzenkandidaten, Pe- 
ter Harry Carstensen, über 
einen „Mann der Tatkraft, 
Entschiedenheit und Bestän- 

digkeit." 
„Wir werden am 20. Fe- 

bruar die Wahl gewinnen", 
sagte Spitzenkandidat Peter 
Harry Carstensen. Die CDU 
habe Geschlossenheit und 
Kampfeswillen gezeigt. „Die- 
ser Parteitag ist ein Auf- 
bruchsignal." 
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Kurz& bündig 

Job-Verlust  geht weiter: 
Der Stellenabbau in der 
deutschen Wirtschaft wird 
sich nach Angaben des Ifo- 
Instituts trotz des leichten 
Konjunkturaufschwungs 
quer durch viele Branchen 

fortsetzen. Dies geht aus 
dem Konjunkturtest für Ok- 

tober hervor. Demnach wol- 
len z.B. in der westdeutschen 

Bauwirtschaft 45% der Fir- 
men in den nächsten Mona- 
ten Arbeitsplätze streichen. 
Im ostdeutschen Einzelhan- 
del gehen 30% der Betriebe 
von Stellenstreichungen in 

den kommenden Monaten 
aus. Auch im Großhandel 
und in der Industrie dürfte 
der Stellenabbau laut Ifo 

weitergehen. 

IWF fordert weitere Refor- 
men: Der Internationale 
Währungsfonds (IWF) korri- 
giert in seiner jüngsten Kon- 

junkturprognose die Wachs- 
tumserwartungfür Deutsch- 

land für dieses Jahr von 2% 
auf 1,8% und für 2005 von 
1,8% auf 1,5%. Die IWF-Ex- 
perten nennen drei struktu- 
relle Probleme, die das 
Wachstum in Deutschland 
bremsten: die schleppende 
Konsolidierung des Staats- 
haushaltes, die immer noch 
nicht ausreichenden Ein- 

schnitte im Wohlfahrtstaat 
und die verhaltene Finanz- 
marktreform. Die Experten 
äußerten sich in dem Bericht 

auch skeptisch, ob die Refor- 
men der Agenda 2010 aus- 
reichen. Deutschland müsse 
langfristig vor allem dafür 
sorgen, dass mehr Leute be- 
zahlter Arbeit nachgingen 
und länger arbeiteten. Das 
Rentenalter müsse erhöht, 
dieGesundheitskosten müs- 
sten gesenkt und die Ar- 
beitsmärkte noch flexibler 
gestaltet werden, heißt es in 

dem Bericht. 

Konsumklima bleibt kühl: 
Mehr Beschäftigte rechnen 
mit Einkommenseinbußen 

oder fürchteten um ihren 
Job, berichtet die GfK in ihrer 

aktuellen Konsumklima-Stu- 
die. Entsprechend zurück- 
haltend entwickle sich die 
Verbraucherstimmung. Da- 
nach sanken nach einem 

leichten Aufschwung im 
September die Hoffnungen 
auf eine Konjunkturbele- 

bung wie auch die Indikato- 
ren für Einkommenserwar- 

tung und Anschaffungsnei- 
gung im Oktober wieder. Mit 
der Bereitschaft, größere 
Anschaffungen zu tätigen, 
sei daher in diesem Jahr bei 
den meisten Bürgern nicht 
mehr zu rechnen. 

Hohe Energiepreise: Ver- 
braucher und Unternehmen 
müssen in Deutschland einer 
Analysedes Deutschen Insti- 
tuts für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) zufolge mehr 

für Energie bezahlen in den 
meisten anderen Ländern 

Europas. Bei den Kraftstof- 
fen ergibt sich die Preisdiffe- 
renz fast ausschließlich 
durch die in Deutschland 
höheren Steuern, während 

sie in der Strom- und Gas- 
wirtschaft unter anderem 
auch auf unzureichendem 

Wettbewerb beruhen. Dem 
DIWzufolge legten die Ener- 
giepreise in Deutschland 

von 1996 bis August 2004 

um gut 38% zu, in den 15 EU- 
Mitgliedstaaten vor der Ost- 

erweiterung insgesamt nur 

um gut 28%. 

Weniger Insolvenzen:   Die 
Zahl der Firmenpleiten in 

Deutschland nimmt ab. Der 

Bundesverband deutscher 

Inkasso-Unternehmen rech- 
net mit 38 000 Insolvenzen- 

2003 waren es 39 230. Der 

Schaden aus der Volkswirt- 
schaft beträgt voraussicht- 

lich bis zu 40 Mrd. Euro, wie 
der Verband berechnet hat- 
600 000 Arbeitsplätze seiet1 

betroffen. Bei den Verbrat 
cherinsolvenzen zeichne 

sich indes mit 48 500 (Vor' 
jähr: 33 609) Fällen ein neu* 

Höchststand ab. 

Zigarettenschmuggel  ve 

doppelt:    Der   Zigarette^ 
Schmuggel   nach   Deutsch 
land hat sich nach der Taba^ 

Steuererhöhung und der E 
Osterweiterung verdopPe ' 
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Kurz & bündig 

Während der der Schwarz- 
Marktanteil 2003 bei 5% 
lag. ist er nach Angaben der 
Deutschen Zoll- und Finanz- 
gewerkschaft in diesem Jahr 
aiJf rund 10% gestiegen. 
Durch die 11 Milliarden Stück 
geschmuggelter Zigaretten 

entstündeein Steuerschaden 
v°n 1,1 Milliarden Euro. Der 
c'garettenindustrieverband 
(VDC) verweist darauf, dass 
^er Absatz von versteuerten 
2igaretten seit 2001 um 30 
Milliarden Stück auf 115 Mü- 
nden gesunken ist. 

Deutscher      Exportmotor 
v«rliert an Fahrt: Im Sep- 
tember stieg der Wert der 
Warenausfuhren um 5,8 
Dozent auf 61,9 Milliarden 
Eüro im Vergleich zum Vor- 
Janr, berichtete das Statisti- 
j\che Bundesamt am. Die 
•Handelsbilanz - der Saldo 

Us Exporten und Importen 
schloss im September mit 

^lnem Überschuss von 12,0 
Milliarden Euro ab. Vor ei- 
ner* Jahr hatte der Saldo 
'n der Außenhandelsbilanz 
J°Cr> 14,4 Milliarden Euro 
fragen. 

.kernet baut Stellenwert 
|. Europa deutlich aus. In 

eutschland ist die Anzahl 
*r  Nutzer  seit  dem  Jahr 

a,.?
3 Weiter um fünf Prozent 
insgesamt 52 Prozent der 

'evölk 
teilt 

erung gestiegen, 
e der Online-Vermark- 

ter-Verband EIAA (European 
Interactive Advertising As- 
sociation) mit. Deutschland 
liege damit auf Platz eins in 
Europa, noch vor Großbri- 
tannien (50 Prozent) und 
Frankreich (45 Prozent). Ins- 
gesamt gaben42 Prozent der 
Befragten in der europäi- 
schen Studie an, täglich on- 
line zu sein. 

Eurozone: 2005 wird die 
Wirtschaft in den zwölf Län- 
dern der Eurozone laut Um- 
frage der Europäischen Zen- 

tralbank (EZB) voraussicht- 
lich nur um zwei Prozent und 
2006 dann um 2,1 Prozent 
wachsen. Hauptgrund für 
die Absenkung der Progno- 
sen sei die erwartete Ab- 
schwächung der Weltkon- 
junktur, heißt es im aktuellen 
Monatsbericht der EZB. 

Die Rentenversicherung- 
Beitragseinnahmen sind 
auch im Oktober hinter den 

Planungen zurückgeblie- 
ben. Nach einer Statistik des 

Bundesversicherungsamtes 
sind bis Ende Oktober 0,4 
Prozent weniger Renten- 
beiträge ein als in den ersten 
zehn Monaten 2003 einge- 
gangen. Dadurch klaffe 
schon jetzt eine rechnerische 
Lückevon l,4Milliarden Euro 
in der Rentenkasse. Halte der 
Trend an, droht laut «Bild» am 
Jahresende ein Minus von 1,7 
Milliarden Euro. 

WEB-TIPP 

Plantdie EU-Kommission 
wirklich neue Beschrän- 
kungen für den Alkohol- 
verkauf an Minderjähri- 
ge, wie in der Presse zu 
lesen war? Die Antwort 
lautet: noch nicht. Ge- 
wissheit schafft das neue 
EUR-Lex Portal. EUR-Lex 

bietet nach der Fusion mit 
der Datenbank Celex seit 
dem 1. Novembererstmals 
einen kostenfreien Zu- 
griff auf sämtliche Rechts- 
dokumente der EU. 

Neben dem Zugriff auf 
das EU-Amtsblatt liefert 
das Portal Links zu wich- 
tigen Dokumenten wie 
dem Haushaltsplan der 
EU, internationalen Ver- 
trägen und parlamenta- 
rischen Anfragen. Darü- 
ber hinaus bietet EUR- 
Lex Dossiers zu aktuellen 
Rechtsthemen. Übereine 

Million Dokumente sind 
bereits in die Datenbank 
eingestellt. Auch kann sich 
der Nutzer hier grund- 
sätzlich überdasGemein- 
schaftsrecht und die Ent- 
scheidungswege in der EU 
informieren. 

http://europa.eu.int/ 
eur-lex/lex/de/index- 
htm 
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Wirtschaft 

Peter Rauen: 

Exodus an Arbeitsplätzen geht weiter 
Zu aktuellen Konjunkturer- 
wartungen des ZEW erklärt 
der MIT-Bundesvorsitzen- 

de, Peter Rauen MdB: 
„Die Konjunktur wird im- 

mer kurzatmiger. Schröder 
und Co. schnüren der Wirt- 

schaft die Luft ab. Eine nach- 
haltige und durchschlagen- 
de Belebung ist nicht in 
Sicht. Das renommierte ZEW 

spricht sogar von einem „Ein- 
bruch der Konjunkturerwar- 
tungen". FürunsMittelständ- 
ler ist die vorläufige Jah- 
resbilanz verheerend. Nach 
2003 wird auch 2004 ein völ- 
lig verkorkstes Jahr. Und wie 

der Trend beweist, durch- 
schlagende Besserung ist 
2005 nicht in Sicht. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung kann sich unser Land 

nicht länger leisten. Mit ih- 
ren ideologischen Irrwegen 
können Schröder und Co. 
Deutschland nicht aus der 
Krise herausholen. Wir brau- 

chen den Aufschwung, um 
Wohlstand, Arbeitsplätze 
und die Chancen für unsere 
Volkswirtschaft zu sichern. 
Doch er muss viel kräftiger 
werden. Nur so kann der 
Druck auf den Arbeitsmarkt 
und die Lohnkosten genom- 

men werden. 
An zwei Stellen, die unwei- 

gerlich zusammengehören, 
muss dringend angesetzt 
werden: Die Brutto-Arbeits- 
kosten sind immer noch nicht 

konkurrenzfähig und müssen 

dringend gesenkt werden. 
Zudem müssen die arbeiten- 

den Menschen wieder mehr 
Netto in der Tasche haben, 
damit die Binnenkonjunktur 

endlich wieder anzieht. 
Dazu muss sich aber auch 

Vertrauen und Zuversicht ge- 

seilen. Dass sich aber die 
Stimmung bei Bürgern und 
Unternehmern bessert und 
wieder in Konsum und Inve- 
stition umschlägt, dafür sind 
die Aussichten ebenso trübe 
wie für die Konjunktur. Ohne 
Arbeit gibt es kein Wachs- 
tum. Aber genau diese Arbeit 

stürzt Tag für Tag ab. D'e 

ZahldersozialversicherungS' 

pflichtig Beschäftigten sinkt 
tagtäglich um knapp 2.000- 
Man kann bereits jetzt die 
Uhr danach stellen, dass auf- 
grund fehlender Beiträge die 
Rentenkasse bald nicht mehr 

zahlungsfähig ist und der 
Finanzminister einspringen 

muss. 

HINTERGRUND: ZEW-INDIKATOR 

Der Indikator des Zentrums 
für Europäische Wirtschafts- 
forschung (ZEW) sank im 
November im Vergleich zum 
Vormonat deutlich um 17,4 
Punkte. In den vergangenen 
zwei Jahren hatte es in der 
monatlichen ZEW-Umfrage 
keinen so starken Rückgang 

bei der mittelfristigen Kon- 
junkturerwartung gegeben. 
Die mehr als 300 befragten 
Experten gehen nun von 
einer Wachstumsverlangsa- 
mung bis kommenden Mai 
aus. Grund für den Pessimi- 
simus: die weiter schwache 
Binnennachfrage   und   der 

starke Euro, der den Außen- 
handel belasten könnte. Für 
seine Erhebung befragte das 

ZEW in diesem Monat 30^ 
Analysten und Anleger nach 
ihren Erwartungen für die 
Konjunktur- und Kapita1' 
marktentwicklung der kom- 
menden sechs Monate. 
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E VP/E D- FRAKTION 

Kommissionsvorschläge begrüßt 
Der Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion, Hans-Gert 
pÖttering, hat begrüsst, 
dass der künftige Kommis- 
s'onspräsident Durao Bar- 
r°so seinen Vorschlag für 
"as neue Kommissionsteam 
vorgelegt hat. 

Seine Fraktion hätte 
^eitere Veränderungen für 
Wünschenswert gehalten 
Und bedaure, dass die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten 
clern Kommissionspräsiden- 
en nicht grösseren Spiel- 
ern bei derZusammenstel- 
Ung seines Teams gegeben 
hätten. 

Für die Zukunft sollte da- 
ner angestrebt werden, so 
ottering, dass die Regierun- 

gen dem Kommissionspräsi- 
er>ten jeweils einen Alter- 

nativvorschlag für die Ben- 
Ung des jeweiligen   Kom- 

missars eines Mitgliedstaa- 
tes vorlegen. 

Auf Grundlage des vor- 
legenden Vorschlages müs- 
en jetzt die parlamentari- 

chen Verfahren angewandt 
erden. Dies bedeute, dass 
nhörungen der drei Perso- 

n-die von Änderungen der 
Ortfolios   betroffen   sind, 
ürcr>geführt werden. Dabei 
erden die Ausschüsse zu 

Prüfen haben, ob die desi- 
lerten Kommissare ausrei- 

Hans-Gert Pötterinc 

chende Kom- 
petenz in 
ihren Fach- 
bereichen 
haben. „Die 
Anhörungen 
müssen ge- 
nauso seriös 
vorbereitet 
und durchge- 
führt werden, 
wie dies für die anderen de- 
signierten Kommissare der 
Fall gewesen ist", erklärte 
Pöttering. 

Als honorigen Schritt 
hat der Vorsitzenden der 

CDU/CSU-Gruppe im Euro- 
päischen Parlament, Hart- 
mut Nassauer den Rückzug 
von Rocco Buttiglione vom 
Amt als EU-Kommissar be- 

zeichnet, der nur akzeptabel 
sei, wenn er von weiteren 
Veränderungen in der künf- 

tigen Kommission begleitet 
werde. 

„Buttiglione darf nicht 
zum Bauernopfer werden, 
auf dessen Verzicht sich die 
linken Fraktionen des Eu- 
ropäischen Parlaments am 
ehesten einigen können", 
sagte Nassauer. Er betonte, 

die CDU/CSU-Gruppe be- 
trachte es nach wie vor alsihr 
hervorragendes politisches 
Ziel, eine qualifizierte Euro- 
päische  Kommission  unter 

Hartmut Nassauer 

Barroso ins Amt zu bringen. 
Die Chance auf eine breite 
Mehrheit habe Barroso nach 
der in der vergangenen Wo- 
che verschobenen Abstim- 
mung, wenn neben dem 

Verzicht Buttigliones wei- 
tere Konsequenzen aus den 
parlamentarischen Anhö- 
rungen gezogen werden. 
Nassauer sagte, Barroso ha- 
be durchaus die Chance, der 

stärkste Kommissionsprä- 
sident seit Jacques Delors 
zu werden. Dazu müsse die 

Chance, die ihm die Ver- 
schiebung der Abstimmung 
in der letzten Woche ein- 
geräumt habe, entschlos- 
sen genutzt und eine von 
Schwachstellen beseitigte 
Europäische Kommission 
Arm in Arm mit dem Europäi- 
schen Parlament ins Amt ge- 
bracht werden. Diese Erwar- 
tung werde auch von der 
europäischen Öffentlichkeit 
weitgehend geteilt. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktio 

Spätabtreibungen 
vermeiden 

Erklärung anlässlich der er- 
sten Beratung des Antrages 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion „Vermeidung von 
Spätabtreibungen - Hilfen 
für Eltern und Kinder": 

Die Zahl der Spätabtrei- 
bungen nimmt seit dem Jahr 
2000 kontinuierlich zu. Im- 
mer mehr Schwangerschaf- 
ten werden nach der 22. Wo- 
che abgebrochen, obwohl 
dank moderner Medizin Kin- 
der zu diesem Zeitpunkt be- 
reits überlebensfähig sein 
können. Meistens ist eine zu 
erwartende Behinderung des 

Kindes der Grund. Dies ist 
eine Entwicklung, die wir un- 
möglich hinnehmen können. 

Wir brauchen in unserer 

Gesellschaft einen Werte- 
wandel in zweifacher Hin- 
sicht: Zum einen müssen wir 
wieder verstärkt die Tatsa- 
che ins Bewusstsein rücken, 
dass Schwangerschaftsab- 
brüche dem Grunde nach 
eine Tötung und damit 
rechtswidrig sind, auch 
wenn sie unter gewissen 
Umständen straffrei blei- 

ben. Ein ungeborenes Kind 
hat denselben Anspruch auf 
Schutz wie ein geborenes 
Kind. Zum anderen brauchen 

wir eine andere Einstellung 
zu Menschen mit Behinde- 
rungen. Wir dürfen  Behin- 

derte in unserer Gesellschaft 
nicht ausgrenzen. 

Bereitsimjuli2001hatten 
wir daher einen Antrag zur 
Vermeidung von Spätabtrei- 
bungen in den Deutschen 
Bundestag eingebracht, der 
von Rot-Grün jedoch abge- 
lehnt wurde. Unsere Ge- 
spräche.die wir in den letzten 
Monaten mit den anderen 
Fraktionen im Bundestag ge- 
führt haben mit dem Ziel ei- 
nes gemeinsamen Antrags, 
sind jetzt gescheitert, weil 
SPD und Grüne keinen Hand- 
lungsbedarf sehen. Deshalb 
ergreifen wir erneut die In- 
itiative und fordern die Bun- 
desregierung auf, einen Ge- 
setzesentwurf zur wirksa- 
men Vermeidung der so ge- 
nannten Spätabtreibungen 

vorzulegen. 
Kernforderungen unseres 

Antrages sind: 
• Der gesetzgeberische 
Wille muss noch einmal klar- 
gestellt werden, dass eine 
medizinische Indikation nur 
dann vorliegt, wenn die see- 
lische oder körperliche Ge- 
sundheit der Mutter gefähr- 
det ist. Denn eine Behinde- 
rung allein ist kein Grund 
für einen Schwangerschafts- 
abbruch. 
• Die pränatale Diagnose 
muss mit einer umfassen- 
den medizinischen und psy- 

chosozialen Beratung ver- 
bunden sein. Das gilt insbe- 
sondere auch bei einer prä- 

fe* 
Maria Böhmer 

natalen Diagnose mit pa' 
thologischem Befund. 
• Anstatt eines einzelnen 
Arztes sollte ein interdiszi" 
plinär besetztes Kollegium. 

z.B. aus den Bereichen Frau 
enheilkunde, Kinderheilkun 

de, Psychologie und Hu 
mangenetik, eine medizim 
sehe Indikation im Zusam 
menhang mit einer Benin 
derung des ungeborenen 

Kindes feststellen dürfen. 
• Nach einer medizinische11 

Indikation ist bis zu einem 
Schwangerschaftsabbrucn 

eine Bedenkzeit von drei Ta 
gen einzuhalten, um den c 
tern ausreichend Zeit für in 
re Entscheidung zu geben- 
• Das Arzthaftungsrecht is 

zu überprüfen, denn es » 
steht die Befürchtung, da*5 

das derzeitige Arzthaftung5 

recht die Tendenz verstärk 
den Abbruch einer Schwan' 

gerschaft zu empfehle"' 
wenn eine Behinderung °e 

Kindes vermutet wird. W 
brauchen daher eine Reg 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

'Urig, die sowohl der Ach- 
tung vor dem Leben und der 
^ürde des Kindes gerecht 
wjrd als auch die Einhaltung 
der ärztlichen Pflichten si- 
cherstellt. Diese Forderun- 
8en müssen so schnell wie 
Möglich umgesetzt wer- 
den. Denn der Schutz des 
Ungeborenen Kindes hat für 
üfis oberste Priorität. 

Maria Böhmer ist stell- 
Vertretende Fraktionsvorsit- 
*ende. 

Selektive Statistik 
ohne Visionen für 
Ostdeutschland 

Erklärung in der Debatte 

*um voraussichtlich letzten 
Jahresbericht zum Stand 
der Deutschen Einheit: 

Die von Bundesminister 
°'pe fortwährend verbrei- 

te Botschaft von einem po- 
j^'ven    Trend    im    Osten 

eutschlands hält einer ge- 
naueren Betrachtung nicht 
^tand. Auch im Jahr 2003 ist 
,.as    Wirtschaftswachstum 
^ 0,2% nicht hinausge- 
^men. Die offizielle Ar- 

'tslosenquoteverharrtna- 
ezu konstant bei 18,5%. Die 
0rTlmunen sind hoch ver- 

^huldet, was  Handwerker 
nd die regionale Industrie 

Sonders  hart  trifft.  Per- 
Pektivlosigkeit drängt jun- 

sch 
l §ut ausgebildete Men- 
len zur Abwanderung in 

den Westen - ein alarmie- 
render Zustand, dem der Be- 
richt keine Zeile wert ist. 

In der gegenwärtigen 
schwierigen wirtschaftlichen 
Situation appelliert der Bun- 
deskanzler an den Patriotis- 
mus seiner Landsleute. Die 
deutschen Konzerne sollten 
am Standort Deutschland 
produzieren und nicht in Bil- 
liglohnländer verlagern. Die 

Menschen in Ost und West 
müssen enger zusammenrü- 
cken und die nationale Auf- 
gabeder Reformen schultern. 

Im Gegenzug will er dann 
den Tag der Deutschen Ein- 
heit einsparen. Das ist nur 
hilfloser Aktionismus ohne 
eine sich über ganz Deutsch- 
land wölbende Vision. 

Dabei sollen positive Ten- 
denzen in Ostdeutschland 
nicht übersehen werden. 
Das Verarbeitende Gewerbe 
entwickelt sich durchaus dy- 
namisch mit soliden Wachs- 

tumsraten. Erste Branchen- 
schwerpunkte und innova- 

tive Kompetenzfelder haben 
sich herausgebildet. Zuver- 
sichtlich stimmt auch, dass 
die Exportquote steigt, was 
nichts anderes bedeutet, als 

das sich ostdeutsche Un- 
ternehmen zunehmend auf 
dem hart umkämpften Welt- 
markt durchsetzen können. 
Tatsache ist aber, dass die In- 
dustrie im Osten unseres 
Landes insgesamt nur auf 
kleiner Flamme kocht, was 

den positiven Trend stark re- 
lativiert. 

Damitesendlich aufwärts- 
geht, fordern wir mehr En- 
gagement und Initiative für 
den Osten. Es muss ein ganz- 
heitliches Konzept für mehr 
Wachstum und nachhaltigen 
Beschäftigungsaufbau her. 
Im Kern geht es um die ge- 
zielte Förderung unterneh- 
merischen Handelns. Beson- 
ders zu adressieren sind die 
Finanzierungsprobleme ost- 
deutscher Unternehmen, In- 
vestitionen in Forschung und 
Bildung sowie eine wirt- 
schaftsnahe Infrastruktur, 
ein effizientes Förderinstru- 
mentarium und nicht zuletzt 
Vorschläge zur Deregulie- 
rung. Das sind die Themen, 
welche die ostdeutschen klei- 
nen und mittleren Unterneh- 
men wirklich bewegen. Der 
Jahresbericht 2004 aus dem 
Hause Stolpe bleibt das alles 
schuldig! 

Genau wie einen Aufbau- 
minister Ost mit Entschei- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

dungskompetenz. Die Inter- 
essen der Menschen in den 
neuen Ländern gehen immer 
wieder im Zuständigkeiten- 
wirrwarr und im Streit zwi- 
schen den vier verantwortli- 
chen Bundesministerien un- 
ter. Die Formulierung einer 
ganzheitlichen Förderstra- 
tegie und ihre Umsetzung 
muss konzentriert werden! 

Der Aufbau Ost braucht 
Zeit, was nicht zuletzt in der 
Laufzeit des Solidarpakts II 
bis 2019 zum Ausdruck 
kommt. Gerade in Zeiten 
knapper öffentlicher Kassen 
muss dieser Prozess weiter- 
hin parlamentarisch beglei- 
tet werden. Die Bundesre- 
gierung ist daher aufgefor- 
dert, den Bericht zum Stand 
der Deutschen Einheit auch 
zukünftig jährlich vorzule- 
gen und sich der kritischen 
Auseinandersetzung mit Ih- 

rer Politik für Ostdeutsch- 
landzustellen. 

Werner Kuhn ist der Be- 
richterstatter für den Auf- 
bau Ost der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion,. 

EU-Erweiterung: 
Grenzregionen 

müssen rot-grüne 
Fehler ausbaden 

Die Bundesregierung hat 

Deutschland mangelhaft 
auf die EU-Erweiterung 

vorbereitet.    Bereits   vor 

dem Beitritt am 
1. Mai 2004 war 
klar.dassdiemit- 
telosteuropäi- 
schen Beitritts- 
länder mit nie- 
drigen Löhnen 
und grundle- 
gend reformier- 
ten Steuersyste- 
men eine sehr ernste Kon- 
kurrenz im Wettbewerb um 
Arbeitsplätze sind. 

Nach dem 1. Mai hat sich 
dieser innereuropäi-sche 
Standortwettbewerb weiter 
verschärft. Sechs Monate 
nach der EU-Erweiterung 

steht fest: Um die Chancen 
der Erweiterung nutzen zu 
können, müssen politische 
Weichenstellungen vor- 
genommen werden - die Er- 
weiterung wird nicht als 

Selbstläufer zum Erfolg für 
Deutschland. Die Grenzre- 
gionen sind besonders be- 
troffen. Entlang der 1.327 Ki- 
lometer langen Grenze be- 
finden sich viele struktur- 
schwache Regionen. 

Um den Menschen in der 
Grenzregion eine Perspek- 
tive zu geben, muss der mit- 
teleuropäische Wirtschafts- 
raum wieder hergestellt wer- 
den, der seit dem Zweiten 

Weltkrieg zerstört ist. Dazu 
braucht es eine grenzüber- 
schreitende Infrastruktur. 

Stichwort Verkehr: Der 
Rot-Grüne Bundesverkehrs- 
wegeplan ist chronisch un- 

Michael Kretschmer 

terfinanziert und die Maut' 
ausfälle tun ihr übriges. DC 
Ausbau der Verkehrsweg6 

nach Mittelosteuropa bleibt 

auf der Strecke. Das rächt 
sich jetzt. In einigen Regi°' 
nen hat sich das Verkehrs- 

aufkommen seit dem 1. Ma' 
verdoppelt, zum Leidwesen 
der örtlichen Bevölkerung- 

Die Union hatte bereits W 
Vorfeld der Erweiterung ge' 
fordert, ein EU-Sonderpro' 
gramm „Verkehrsprojekte 

Europäische Einheit" aufzU' 
legen. Außerdem gibt es Zu 

wenig Grenzübergänge un" 
Brücken: Bis 1945 gabesent' 
lang der brandenburgisci1' 

polnischen Grenze 22 BrU' 
cken, heute sind es noC"1 

zehn. In Sachsen sind zW 
sehen Zittau und Bad Mus' 
kau von ehemals 37 nur 7 

Brücken übrig geblieben. 
Stichwort TanktourisrnU* 

Viele TankstellenpächtC 

stehen vor dem Ruin, ^el 

der Tanktourismus nach " 
len und Tschechien seit de 

1. Mai 2004 boomt. Die ^' 
neralölwirtschaft schätz 

den Steuerausfall auf e'ne 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Milliarde Euro und rechnet 
Wt bundesweit 5000 be- 
tonten Arbeitsplätzen. An- 
dere Europäer, etwa Italien, 
^aben gezeigt, wie man 

'anktourismus erfolgreich 
Verbindet und der lokalen 
ßevölkerung hilft. Die Bun- 
desregierung hingegen ig- 
n°riert das Problem. 

Stichwort  Fördergefälle: 
Deutschland steuert auf ein 
Laster   zu,   sollten   die 
^""enzregionen in der kom- 

menden Förderperiode aus 
der    EU-Förderung   fallen. 
°stdeutschland   würde   in 
e'ne   Sandwich-Lage   gera- 
en: eingeklemmt zwischen 
en   Höchstfördergebieten 
* Osten und den kapital- 
eren Ballungs- und Pro- 

uktionsräumen im Westen. 
er Aufholprozess wäre auf 

e'nen Schlag beendet. 

Die       Bundesregierung 
mussmehr Engagementzei- 
jjen- Es reicht nicht, dass sich 
er Bundeskanzler am Tag 
es   Beitritts   mit   seinem 
0||egen   im   Dreiländereck 

, '"t.      Die      Grenzregion 
raucht konkrete und näch- 

tige Hilfen. 
Michael Stübgen ist Ob- 

Jj^n   der   CDU/CSU-Bun- 
estagsfraktion    im    Aus- 
^uss für Angelegenheiten 

Europäischen Union, Mi- 
ll.   el  Kretschmer  ist  Be- 

'chterstatter für Fragen der 
"Erweiterung    und    der 

renzregjonen. 

Massenhafte Visa- 
Kriminalität - Unter- 
suchungsausschuss 

gefordert 

Erklärung zum Beschluss 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, einen Untersu- 
chungsausschuss „Visa-Kri- 
minalität" zu beantragen: 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hatauf ihrerge- 
strigen Fraktionssitzungein- 
stimmig beschlossen, einen 

Untersuchungsausschuss 
„Visa-Kriminalität" zu bean- 
tragen. Mit diesem schärf- 

sten Instrument der parla- 
mentarischen Kontrolle soll 
endlich Licht in die Um- 

stände und Verantwortlich- 
keiten der massenhaften 
Schleusungen durch rechts- 
widrige Visa-Erteilung an 
Deutschen Botschaften in 
den vergangenen Jahren ge- 
bracht werden. 

Zum Hintergrund: Das 
Landgericht Köln hat in ei- 

nem diesjährigen Urteil fest- 
gestellt, dass die Bundesre- 
gierung in bisher unbekann- 
tem Ausmaß Schleuserkri- 
minalität gefördert hat. Das 
Gericht spricht wörtlich von 

einem „kalten Putsch derpo- 
litischen Leitung des Aus- 
wärtigen Amtes gegen die 
bestehende Gesetzeslage". 
Das ist in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land ein einmaliger Vorgang. 

Anstatt diese Missstände 
aufzuklären und zu beseiti- 
gen, versucht die Bundesre- 

gierung, diese Missstände zu 
bagatellisieren und unterden 
Tisch zu kehren. Die Vor- 
gänge ziehen hingegen im- 
mer weitere Kreise. Mittler- 
weile ermitteln die Staatsan- 
waltschaften in Köln und 
BerlingegenBediensteteder 
Bundesregierung. Die Staats- 
anwaltschaft Köln ermittelt 
Presseberichten zufolge so- 
gar gegen einen Abteilungs- 
leiter des Auswärtigen Am- 
tes wegen des Verdachts der 
Beihilfe zur gewerbsmäßi- 
gen Schleusung durch Un- 
terlassen. 

Eine Schlüsselrolle spielt 
in diesem Zusammenhang 
ein auf Anweisung von Bun- 
desaußenminister Fischerer- 
stellter Erlass des Auswärti- 
gen Amtes vom 3. März 2000 
(Fischer/Volmer-Erlass). Fi- 
scher hat in diesem Erlass die 
Deutschen Botschaften an- 
weisen lassen, Ausländern 
auch bei Zweifeln an den ge- 
setzlichen Erteilungsvoraus- 
setzungen ein Visum zu ertei- 
len. „In dubio pro libertate - 
im Zweifel für die Freiheit", 
sollten die Botschaften ent- 
scheiden. Dieser Erlass wi- 
dersprach dem Schengenab- 
kommen und stellt einen 
Bruch der europarechtlichen 
Verpflichtungen dar. 

Dieser Erlass missachtete 
zudem die deutschen Sicher- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

heitsinteressen und hatte 
zur Folge, dass insbesondere 
aus der Ukraine massenhaft 
und ungehindert als Touri- 
sten getarnte Schwarzarbei- 
ter und später zur Prostitu- 
tion gezwungene Frauen 
nach Deutschland und in an- 
dere Schengen-Staaten ein- 

reisten. 
Imjuli 2002 sind nach bis- 

herigen Erkenntnissen sogar 

Tschetschenen, die an dem 
späteren Attentat auf das 
Moskauer Musicaltheater be- 
teiligt waren, mit Billigung 
der Deutschen Botschaft in 
Moskau nach Deutschland 
eingereist, obwohl entspre- 
chende Warnhinweise der 
russischen Sicherheitsbehör- 

den vorlagen. 
Der Ausschuss wird daher 

untersuchen, in wie weit die 
Visa-Praxis an deutschen Aus- 
landsvertretungen die inne- 
re Sicherheit in Deutschland 
gefährdet. Dabei geht es so- 
wohl um den Bereich der in- 

neren Sicherheit, die durch 
die unkontrollierte Einschleu- 
sung von Kriminellen oder 
Terroristen gefährdet wird, 
um das schlimme Kapitel der 
Zwangsprostitution und die 

Gefährdung der sozialen Si- 

cherheit, die durch die mas- 
senhafte Einschleusung von 
Schwarzarbeitern stattfindet. 

Seit Jahren liegen Be- 
richte des Bundesgrenz- 
schutzes, des Bundeskrimi- 
nalamtes, der EU und ande- 

rer Schengenstaaten vor, die 
auf diese inakzeptablen Zu- 
stände an den Deutschen 
Botschaften hinweisen. Das 

Auswärtige Amt hat diesen 
Zuständen nicht abgehol- 
fen. Auch die jüngsten Maß- 
nahmen der Bundesregie- 
rung, die aufgrund des par- 
lamentarischen Vorgehens 
der Union getroffen wurden, 
sind nicht geeignet, den Mis- 
sständen abzuhelfen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat seit dem 11. 
Februar 2004 über 100 

schriftliche und mündliche 
Fragen an die Bundesregie- 

rung gestellt. In vier Frage- 
stunden des Deutschen Bun- 

destages, mit einer Kleinen 
und einer Großen Anfrage 
wurde versucht, die Affäre 
aufzuklären. Bisher mauert 
die Bundesregierung: Unklar 
ist, weshalb Bundesinnen- 
minister Schily von Bundes- 
außenminister Fischer an der 
Erarbeitung des Fischer/ Vol- 
mer-Erlasses nicht beteiligt 
wurde. Unklar ist, weshalb In- 
nenminister Schily seine ge- 
gen den Fischer/Volmer-Er- 
lass bestehenden Bedenken 
nicht durchsetzen konnte. 
Unklar ist, weshalb das Bun- 
deskanzleramt eine inhaltli- 
che Diskussion des Fischer/ 
Volmer-Erlasses im Bundes- 
kabinett verhindern wollte. 

Unklar ist insgesamt, warum 
die Bundesregierung trotz 
der vielen Hinweise aus dem 

Eckhard von Klaeden 

In- und Ausland es bisher un- 
terlassen hat, alles zu tun, um 
diese Missstände abzustellen- 

Wir wollen mit einem 
parlamentarischen Unter- 

suchungsausschuss das ge' 
samte Ausmaß der Miss' 
stände aufklären und die 
Bundesregierung zu eir»er 

Änderung ihrer Visa-Politik 

zwingen, die wieder die Si- 
cherheit und die Interessen 

Deutschlands an die erste 

Stelle rückt. 
Eckart von Klaeden igt 

ParlamentarischerGeschäfts' 
führerderCDU/CSU-BundeS- 

tagsfraktion. 

Das Wichtigste von der 

Bundestagsfraktion in 
Kürze: 
• „Fraktion Direkt vom 

12. November 2004" 
• „Bericht der Frakti- 

onsvorsitzenden 
vom 9. November 

2004" 
www.cducsu.de 
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Fax 02226/802-333 

Bestellschein > Dankmedaille 

U"'on Betriebs-GmbH 
P°stfach 1190 

53348 Rheinbach 

Die Lieferung wird erbeten 

§egen Rechnung an folgende Anschrift: 
B"'e keine Postfachanschrift!) 

UBC 

es 
Absender/KV-Nr. 
^chnungsanschrift 
CDU-Verband oder Name 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße, Nr. 

PLZ, Ort 

Akt  • 
crinnerung und zum Dank bei vielen Anlässen 

e Vorderseite mit den umlaufenden Namen aller Parteivorsitzenden von 
nrad Adenauer bis zu Angela Merkel und dem CDU-Logo in der Mitte. 

2 e Rückseite mit umlaufender Schrift „Christlich Demokratische Union Deutschlands - 
"l Dank" und dem stilisierten Konrad-Adenauer-Haus in der Mitte. 

A"2ahl Material Beschreibung 

massiv geprägt, 50 mm Durchmesser, paniert, im Etui 
Stückpreis 15,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung. 
Preise für Namensgravur und Beschriftung der Etuis auf Anfrage. 

Feinsilber 999 massiv spiegelglanzgeprägt, 40 mm Durchmesser, 23 g, im Etui, 
Stückpreis 35,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung 

ic|errufsrecht 

?6L 'st bekannt, dass ich diesen Auftrag innerhalb von 
trijn Tagen durch Mitteilung an das UBG-Medienzen- 
rju   w'derrufen kann. Zur Wahrung der Frist genügt 

rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

atu"V Unterschrift 

So erreichen Sie uns! 

Bei Rückfragen stehen Ihnen jederzeit zu Verfügung 

Dieter Ritzdorf Telefon: 02226-802-300 

Sonja Bach-Meiers     Telefon: 030-22070-271 

Gern helfen wir Ihnen auch bei der Gestaltung und 
Durchführung von anderen Druckerzeugnissen! 

Union Betriebs-GmbH 
Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach 
druckerei@ubg-medienzentrum.de 



Öffentlichkeitsarbeit 

Sonderpreis 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer:9; 
Preis je 
inkl. MwSt.: 2,32 € 

Sonderpreis 

Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer:2867 
Preis je 2! 
inkl. MwSt.: 9,28 € 
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Sonderpreis 

Kerzenstumpen 

Bestell-Nummer: 9700 

Preis je 24 Stück: 14,00 € 
inkl. MwSt: 16,24 € 

BESTELLANSCHR1 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentru ^ 

Postfach 1162,33759 Vers^0 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann-oe 



Öffentlichkeitsarbeit 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm, Rolle ä 100 Stück 

Bestell-Nummer:0307 
Preis je Rolle: 3,80 € 

inkl. MwSt.: 4,41 € 

Sonderpreis 

CDU-Geschenkband 
10mm x 25m 

Bestell-Nummer:0306 
Preis je Rolle: 4,00 € 

inkl. MwSt: 4,64 € 

Sonderpreis 

CDU-Geschenkpapierrolle 
75cm x 10m 

blau: Bestell-Nummer: 0302 
rot:   Bestell-Nummer: 0303 

Preis je Rolle: 4,00 € 

inkl. MwSt.: 4,64 € 

Sonderpreis 

Sektflaschentasche 

blau: Bestell-Nummer: 0304 

rot:   Bestell-Nummer: 0305 
Preis je 25 Stück: 9,00 € 

inkl. MwSt: 10,44 € 
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in» 
UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Aktio nsüpP ...für die kalte Jahreszeit! 

Setzen Sie für vorweihnachtliche Aktionen unseren beliebten Porzel- 
lanbecher ein. Ob CDU-Veranstaltungen oder Straßencanvassing, er ist ideal für die kalte 

Jahreszeit. Laden Sie mit Kaffe oder Glühwein Bürger zum Verweilen und Gesprächen an 
Ihren CDU Stand ein. Verteilen Sie mit einem weihnachtlichen Gruß z.B. unsere Kerzen- 

stumpen. 

Sonderpreis 

Tasse „Jammert mir nichts vor, 
ich habe CDU gewählt" 

Bestell-Nummer:9514 

Preis je 6 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

„Gute Fahrt und eine schöne Weihnachtszeit" - unter diesem Motto lässt sich der 

Straßenatlas bei Aktionen gleich mitverteilen. 

Sonderpreis 

Straßenatlas Deutschland 
Mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer:9260 
Preis je 10 Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt: 5,80 € 
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